
A K A D E M I E P u b l ika  t i o n e n

f i s ka  l i s c h e  j u de  n v e r f o l g u n g

„Gegen das Judentum 
in vorderster  
Front eingesetzt“ 
E i n  F o r s c h u n g s p r o j ek  t  b e l e u c h t e t  die    R o l l e  de  r  Fi  n a n z - 
b e h ö r de  n  i n  Ba y e r n  b ei   de  r  w i r t s c h a f t l i c h e n  Ve  r f o l g u n g  
de  r  J u de  n  w ä h r e n d  de  r  NS  - Zei   t.

v o n  c h r i s t i a n e  k u l l e r

S eit Mitte der 1990er Jahre ist 
der Raub jüdischen Eigen-
tums zu einem hochaktuellen 

Thema avanciert. Die „Arisierung“ 
jüdischen Vermögens gilt als einer 
der größten Besitzwechsel in der 
neueren deutschen Geschichte, und 
die staatlichen Finanzbehörden 
waren wichtige Akteure in diesem 
Prozess. Steuerliche Diskriminie-
rung aus rassistischen Gründen und 
die Erhebung hoher Sondersteuern 
waren ebenso wie die Entzie-
hung, Verwaltung und Verwertung 
jüdischen Eigentums zentrale, von 
den Finanzbehörden organisierte 
Bestandteile der wirtschaftlichen 
Ausraubung deutscher Juden und 
spülten Milliardenbeträge in die 
Kassen des NS-Staates. Die Maß-
nahmen der Finanzbehörden waren 
dafür verantwortlich, dass viele 
Emigranten nahezu mittellos ihre 
neue Heimat erreichten. Für die, de-
nen die Auswanderung nicht mehr 
möglich war, führte die fiskalische 
Ausplünderung in den „Finanztod“ 
(Hans G. Adler), der der Ermor-
dung vorausging.

Forschungsprojekt 
„Finanzverwaltung und 
Judenverfolgung in Bayern“

Jahrzehntelang war eine syste- 
matische Untersuchung der 
Rolle der Finanzbehörden bei der 

nationalsozialistischen Judenver-
folgung nicht möglich, weil die 
einschlägigen Quellen aufgrund 
des Steuergeheimnisses nur sehr 

eingeschränkt benutzbar waren. 
Erst 1999 vereinbarte die Konfe-
renz der Finanzminister der Länder, 
diese Unterlagen für die historische 
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Schnellbrief des Reichsfinanz-
ministeriums an das Ober-
finanzpräsidium Nürnberg 
(4.11.1941). Als im Herbst 

1941 die Deportationen im 
Reichsgebiet in großem Um-
fang einsetzten, wurden die 
Finanzbehörden mit der Ver-

waltung und Verwertung des 
Eigentums der Deportierten 
beauftragt. Die Einbindung 

dieser traditionellen Verwal-
tungsbehörde widerspricht 

ein Stück weit der gängigen 
These, dass die SS nach dem 

Pogrom 1938 das alleinige 
Steuer in der Judenpolitik 

übernommen hätte. s
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Forschung zugänglich zu machen. 
Wenig später initiierte der damalige 
bayerische Finanzminister Kurt 
Faltlhauser ein Forschungsprojekt 
unter Leitung von Hans Günter 
Hockerts (LMU München) in  
Kooperation mit der General- 
direktion der Staatlichen Archive 
Bayerns, das die neuen Quellen 
für Bayern erstmals systematisch 
auswerten sollte. Dabei ist eine 
Studie entstanden, die nun in der 
Schriftenreihe zur bayerischen 
Landesgeschichte der Kommission 
für bayerische Landesgeschichte 
bei der Bayerischen Akademie der 
Wissenschaften erschienen ist. 

Steuerunterlagen  
als Schlüsselquellen

Im Rahmen des Forschungspro-
jektes wurden die Steuerunterlagen 
der Finanzämter und fiskalischen 
Mittelbehörden in Bayern erst-
mals als Schlüsseldokumente für 
die Judenverfolgung im „Dritten 
Reich“ ausgewertet. Die neuen 
Quellen gliedern sich in drei Teile: 
Erstens befinden sich darunter die 
Steuerakten bayerischer Juden aus 
der NS-Zeit, die die zunehmende 
rassische Diskriminierung seitens 
der Steuerverwaltung spiegeln. 

Zweitens wurden rund 7800 Einzel-
fallakten über die vollständige Aus-
plünderung von Emigranten und 
Deportierten aus dem Oberfinanz-
bezirk München erschlossen und 
stichprobenhaft ausgewertet. Diese 
Akten sind für den Oberfinanz- 
bezirk München nahezu vollständig 
erhalten, der entsprechende Bestand 
für den zweiten bayerischen Ober- 
finanzbezirk Nürnberg existiert 
nicht mehr. 

Eine dritte neue Aktengruppe bilden 
schließlich die Rückerstattungs- 
und Entschädigungsakten aus den 
bayerischen Wiedergutmachungsbe-
hörden, die ebenfalls eine wichtige 
Quelle für die Verfolgungsvorgänge 
während der NS-Herrschaft dar-

stellen. Auf der Grundlage dieser 
Quellen nähert sich die Studie dem 
Thema von zwei Seiten: Zum einen 
wird der gesetzliche und organisa-
torische Rahmen rekonstruiert, zum 
anderen geht es um die konkrete 
Verwaltungspraxis vor Ort.

Stufen der legislativen 
Radikalisierung

Sichtbar und bekannt waren 
anfangs vor allem die fiskalischen 
Maßnahmen zur wirtschaftlichen 
Ausplünderung von Emigranten. 
Auswanderer mussten ein Viertel 
ihres Vermögens als „Reichsflucht-
steuer“ an den Fiskus abführen. 

Der Rest konnte nur unter großen 
Verlusten in eine ausländische 
Währung umgetauscht werden –  
am Ende behielt der Staat rund  
96 % des Vermögens ein. Bereits 
kurz nach der Machtübernahme 
schufen die nationalsozialistischen 
Machthaber auch eine gesetzliche 
Grundlage zur vollständigen Ent-
eignung von Emigranten.

Daneben gab es auch schon früh 
eine steuerliche Diskriminierung 
unabhängig von der Auswande-
rung, die jedoch weniger offen 
sichtbar war. Eine rechtliche Basis 
hierfür bildete das im Herbst 1934 
eingeführte neue „Steueranpas-
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Berechnung der Judenver- 
mögensabgabe, der größten  
nationalsozialistischen  
Juden-Sondersteuer, durch 
das Finanzamt München-Nord 
(30.1.1939). Steuersyste-
matisch bedeutete sie eine 
besondere Diskriminierung, 
da sie als „Kontribution“  
auf eine Gesamtsumme  
von 1 Milliarde Reichsmark 
angelegt war. Als diese  
Summe mit dem angesetzten 
Steuersatz von 20 % des Ver-
mögens nicht erreicht wurde, 
erhöhten die nationalsozia-
listischen Machthaber die 
Quote kurzerhand auf 25 %. S
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sungsgesetz“ des NS-Regimes mit 
seinem Leitsatz: „Die Steuergesetze 
sind nach nationalsozialistischer 
Weltanschauung auszulegen.“ Eine 
nächste, tief greifende Veränderung 
der gesetzlichen Lage bedeutete die 
Verschärfung des Devisenrechts im 
Dezember 1936. Dadurch entstand 
ein legales Einfallstor, um die De-
visenauflagen, die bislang nur für 
Auswanderer galten, aus dem Kon-
text der Emigration zu lösen: Indem 
die Nationalsozialisten pauschal 
allen deutschen Juden Auswande-
rungspläne unterstellten, konnten 
sie die Regelungen des Devisen-
rechts lange vor der Auswanderung 
anwenden.

Das Jahr 1938 war auch im Hin-
blick auf die fiskalische Verfolgung 
ein Entscheidungsjahr. Zum einen 
regulierte der Staat die bisher  

„wilde“ gesellschaftliche „Arisie-
rung“ jüdischen Eigentums – nicht 
zuletzt zu seinem eigenen finanziel-
len Nutzen. Zum anderen erhob das 
Regime kurz nach dem Pogrom  
im November 1938 eine Sonderab-
gabe, die nur Juden zu leisten hat-
ten, die „Judenvermögensabgabe“ 
in Höhe von insgesamt 1,12 Mrd. 
Reichsmark. 

Am 25. November 1941 schuf das 
Regime mit der Elften Verordnung 
zum Reichsbürgergesetz schließlich 
eine Regelung, die das bisherige 
Enteignungsverfahren wesentlich 
vereinfachte und beschleunigte: Der 
Vermögensverfall trat nun automa-
tisch ein, wenn ein deutscher Jude 
die Reichsgrenze überschritt und 
dauerhaften Aufenthalt im Ausland 
nahm. Die Elfte Verordnung enteig-
nete von einem Tag auf den anderen 
alle jüdischen Emigranten, die 
bereits ins Ausland geflohen waren. 
Mit bürokratischer Konsequenz 
wandten die Finanzbehörden die 
Regelung aber auch sofort auf die 
bereits laufenden Deportationen an. 
In der „Aktion 3“, wie die Enteig-
nung, Verwaltung und Verwertung 
des Eigentums der Deportierten 
durch die Finanzbehörden in der 
Tarnsprache des Regimes hieß, 
konfiszierten die Finanzbeamten  
das gesamte Vermögen der ver-
schleppten Juden, behielten es 
teilweise selbst in ihren Ämtern 
oder verkauften und versteigerten 
es an die Bevölkerung. 

Die Verfolgung in der Praxis

Betrachtet man die geschilderten 
Schritte der fiskalischen Verfol-
gung, so fällt zunächst ein Aspekt 
besonders ins Auge: ihre Gesetzes-
förmigkeit. Die Radikalisierung 
der gesetzlichen Regelungen zeigt 
allerdings nur einen Teilaspekt der 
Verfolgungswirklichkeit. Denn eine 
Reihe von Veränderungen wird erst 
sichtbar, wenn man die konkrete 
Verwaltungspraxis vor Ort in die 
Untersuchung einbezieht, wie es 

1 4  A k a d e m i e  A k t u e l l  0 4 / 2 0 0 8

nun in diesem Forschungsprojekt 
auf Grund der neuen Quellen mög-
lich war.

So fiel der Zeitpunkt einer Ge-
setzesreform nicht immer mit der 
Verschärfung der Verfolgungspraxis 
zusammen. Beispielsweise wurde 
die Änderung des Devisengesetzes 
vom Dezember 1936 erst im Jahr 
1938 großflächig in der Praxis an- 
gewandt. Die Gesetzesänderung 
lässt somit keinen unmittelbaren 
Rückschluss auf den Zeitpunkt ihrer 
Umsetzung zu. Damit das Potenzial, 
das der gesetzliche Rahmen bot, 
ausgeschöpft wurde, mussten offen-
bar weitere Faktoren hinzukommen. 

Auf der anderen Seite gab es eine 
Reihe von Verschärfungen in der 
Praxis, die sich nicht in einem 
Gesetzestext niederschlugen. Dies 
gilt insbesondere für die steuerliche 
Diskriminierung in den frühen 
Jahren der NS-Herrschaft, als die 
Finanzbehörden Juden Vergüns-
tigungen und Billigkeitserlasse 
systematisch verweigerten, soweit 
dies in ihrem amtlichen Ermessens- 
spielraum lag. Viele jüdische Ge-
werbetreibende gerieten dadurch in 
eine existenzbedrohende Situation. 
Auch ohne explizit antijüdische 
Gesetzestexte konnte das Steuer-
verfahrensrecht somit als „Waffe 
gegen Juden“ eingesetzt werden. 

Unter Berufung auf das „Steuer-
anpassungsgesetz“ hielt man im 
Reichsfinanzministerium auch ein 
Handeln gegen den bestehenden 
Gesetzestext für vertretbar, wenn 
dies einer Auslegung nach „natio-
nalsozialistischer Weltanschauung“ 
entsprach. Wenn Beamte bei der 
Judenverfolgung aber ungestraft 
auch gegen bestehende Vorschriften 
verstoßen konnten, war eine Geset-
zesänderung zur formalen Legiti-
mation der Verfolgung nicht mehr 
unbedingt erforderlich. 

Nicht selten basierte die fiskalische 
Verfolgung auch auf Regelungen, 

Anfrage der Diakonissen- 
anstalt Martha-Maria an  

das Oberfinanzpräsidium 
Nürnberg (8.1.1942). Im  
Zusammenhang mit der  

„Aktion 3“ gingen von 
verschiedensten Seiten 

Anträge für den Erwerb von 
Gegenständen aus jüdischem 

Vermögen bei den Finanz- 
behörden ein, die nicht 
zuletzt zeigen, dass der 

Vorgang in der Bevölkerung 
allgemein bekannt war.
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Finanzverwaltung und Juden-
verfolgung. Die Entziehung  
jüdischen Vermögens in Bay-
ern während der NS-Zeit  
(= Schriftenreihe zur baye-
rischen Landesgeschichte,  
Bd. 160), München 2008.  
ISBN 278-3-406-10773-3,  
Preis ca. 29 €. 
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die noch aus den Jahren vor der 
nationalsozialistischen Macht- 
übernahme stammten und damit 
einer Ausrichtung auf die rassis-
tische Ideologie des NS-Regimes 
zunächst unverdächtig erscheinen. 
Die „Reichsfluchtsteuer“ bei-
spielsweise, die für die jüdischen 
Emigranten während der NS-Zeit 
einen schweren Vermögensverlust 
bedeutete, war bereits 1931 einge-
führt worden (und blieb bis 1953 
in Kraft), ähnlich wie das Devisen-
recht. Zu Instrumenten der Verfol-
gung wurden solche Regelungen 
erst durch die Rahmenbedingungen 
der NS-Herrschaft: Da die Vertrei-

bung der Juden aus Deutschland 
seit 1933 auf der politischen Agen-
da der neuen Machthaber stand, 
waren die deutschen Juden zuneh-
mend einem Auswanderungszwang 
ausgesetzt. Unter diesen Umständen 
kamen die bei einer Emigration 
anfallenden Abgaben und Steuern 
einer Zwangsenteignung gleich. 

Beitrag der Finanzbehörden 
zur Vernichtungspolitik

Lange Zeit galt die Finanzverwal-
tung als eine „Insel der Rechtmä-
ßigkeit“ im NS-Staat. Steuern und 
Abgaben schienen keinen Angriffs-

punkt für eine rassenideologische 
Ausrichtung zu bieten. Die neuen 
Forschungen zeigen hingegen die 
zentrale und hochpolitische Rolle 
von Beamten der Finanzverwaltung 
bei der wirtschaftlichen Judenver-
folgung. Die Finanzbehörden wa-
ren, wie die deutsche Steuerzeitung 
1939 mit Bezug auf die „Juden-
vermögensabgabe“ feststellte, „im 
Kampf des nationalsozialistischen 
Reichs gegen das Judentum in vor-
derster Front eingesetzt.“ Insbeson-
dere bei der Ausplünderung der De- 
portierten im Zuge der „Aktion 3“ 
wird deutlich, dass die Finanzbe-
amten auch weit mehr waren als 
nur buchhalterische Verwalter eines 
staatlichen Raubzugs. Indem sie 
mit bürokratischer Konsequenz die 
letzten Spuren des bürgerlichen 
Lebens der Juden in Deutschland 
verwischten, leisteten sie einen Bei-
trag zur totalen Auslöschungs- und 
Vernichtungspolitik.


Christiane Kuller ist wissenschaft-
liche Assistentin am Lehrstuhl für 
Zeitgeschichte der LMU München 
und arbeitet zur Zeit an ihrer 
Habilitation zur Rolle der Finanz-
behörden bei der NS-Judenverfol-
gung. Sie hat Veröffentlichungen 
zur deutschen Geschichte im 20. 
Jahrhundert und zur Geschichte 
des Wohlfahrtsstaats publiziert.

Anfrage der Reichsfinanz-
schule Leipa an das  
Oberfinanzpräsidium Nürn-
berg (15.1.1942). Bei der  
„Aktion 3“ sicherten sich  
die Finanzbehörden als  
Erste Gegenstände für den 
Eigenbedarf, darunter nicht 
nur Büromaterial, sondern 
auch allgemeine Haushalts-
gegenstände für die Reichs-
finanzschulen oder den 
Zollgrenzschutz.
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